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AXEL TROOST UND RAINALD ÖTSCH

CO2-PREIS: WEDER SUPERHELD 
NOCH SUPERSCHURKE
ZUR EINORDNUNG EINES SINNVOLLEN KLIMASCHUTZINSTRUMENTS

Kurzfassung

Aus Klimaschutzgründen müssen die weltweiten Emissi-
onen in den nächsten Jahrzehnten auf Nettonull reduziert 
werden. Es ist klar, dass dafür isolierte Maßnahmen nicht 
ausreichen werden. Stattdessen muss ein breiter Instru-
mentenmix zum Einsatz kommen mit Maßnahmen, die 
sich ergänzen und sogar überschneiden. 

Eine CO2-Steuer oder -Abgabe kann in einem Mix von 
Klimaschutzmaßnahmen flankierenden Charakter haben. 
Ja, Preissteuerung wird von vielen Ökonom*innen über-
schätzt und Verbrauchsteuern wirken regressiv, aber Letz-
teres kann durch einen Öko-Bonus korrigiert und durch ein 
Mobilitätsgeld, Härtefallregeln und andere Maßnahmen 
ausbalanciert werden. Gleichwohl stellt sich die Frage: 
Wenn die Steuer lediglich flankierenden Charakter hat und 
Ge- und Verbote, Förderprogramme und der Ausbau neu-
er Energieinfrastrukturen viel zentraler sind – ist sie dann 
nicht ganz entbehrlich?

Auch wenn die meisten Menschen nicht jede ihrer Hand-
lungen genau durchkalkulieren – bei Kaufentscheidungen 
spielen Preise eine wichtige Rolle. Aus ökologischer Sicht 
ist das Preissystem, das im Zentrum wirtschaftlicher Ak-
tivitäten steht, systematisch verzerrt. Obwohl sich schon 
jetzt immense Schäden durch Klimawandel abzeichnen, 
sind diese Schäden in den Sektoren Wärme, Verkehr und 
Landwirtschaft nicht und in den Sektoren Strom und In-
dustrie nur ansatzweise über den – keineswegs funktio-
nierenden – Emissionshandel (das EU-ETS) in den Preisen 
erfasst. Wird diese Schieflage nicht beseitigt, hat jedes kli-
maschädliche Produkt einen unfairen Vorteil gegenüber 
einem klimafreundlichen. 

Es ist unwahrscheinlich, dass Klimapolitik mit ordnungs-
rechtlichen Maßnahmen so vorausschauend sein wird, 
dass keine Lücken, Ungereimtheiten und Ungerechtigkei-
ten auftreten. Die Gefahr, dass Gesetzeslücken ausgenutzt 
werden oder Fehlanreize gesetzt werden, wird durch einen 

CO2-Preis als Haltelinie zwar nicht gebannt, aber reduziert. 
Dazu kommt, dass niemand genau weiß, welche Techno-
logie in zehn oder zwanzig Jahren welchen Beitrag zum 
Klimaschutz bringen kann. Der Staat kommt zwar nicht 
darum herum, mit Infrastrukturentscheidungen, Förder-
instrumenten und konkreten Vorgaben eine Richtung vor-
zugeben. Dies ist aber schwierig, weil er alle möglichen 
Felder im Blick behalten muss und beim Versuch, das 
Tempo zu bestimmen, die Industrie, die viele Technologi-
en letztlich bis zur Marktreife entwickeln muss, gegenüber 
der Politik einen Informationsvorsprung besitzt. Die CO2-
Steuer als technologieoffenes Instrument wirkt dagegen 
graduell, unmittelbar und universell.

Die Schweiz und Schweden, die schon früh zu einer CO2-
Besteuerung übergegangen sind und heute die höchsten 
Steuersätze haben, liefern einige Erfahrungswerte. Seit 
1990 gibt es in der Schweiz eine CO2-Reduktion im Gebäu-
desektor um 25 Prozent. Laut Wirkungsabschätzung für 
die schweizerischen Behörden zeigte die CO2-Abgabe zu-
letzt eine deutlich größere CO2-Reduktionswirkung als an-
dere Instrumente. In Schweden, dem Land mit dem aktuell 
höchsten CO2-Preis der Welt, konnten ebenfalls erhebliche 
Einsparungen erzielt werden: Nach Angaben des Forums 
Ökologisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS) ist im Transport-
sektor der CO2-Ausstoß von 1990 bis 2005 durchschnitt-
lich um 6 Prozent pro Jahr gesunken.

Eine generelle, auch ökologisch motivierte Überarbei-
tung des Steuer- und Abgabensystems ist längst überfäl-
lig. Die Industriestaaten haben ihren enormen Kapitalstock 
auf dem Rücken des Weltklimas aufgebaut und müssen 
sich zu ihrer Verantwortung für zukünftige Schäden be-
kennen. Mit Blick auf die historischen Emissionen ist eine 
Vermögensteuer, eine höhere Erbschaftsteuer oder eine 
andere Reichensteuer zur Finanzierung weltweiter Klima-
schutzmaßnahmen angebracht. Das ändert nichts daran, 
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dass eine CO2-Steuer auf alle zukünftigen Emissionen als 
explizite Sofortmaßnahme und als dauerhafte explizite 
oder implizite Steuer sinnvoll ist. Sie kann überfällige Maß-
nahmen wie den Ausbau von Schiene und Öffentlichem 
Personennahverkehr, eine höhere Lkw-Maut, das mittel-
fristige Verbot von Verbrennungsmotoren und anderes 
mehr zwar nicht ersetzen, wohl aber ergänzen.

Sozialer Ausgleich ist unerlässlich: Soll die CO2-Steuer Un-
gleichheiten nicht weiter vertiefen – oder wenn möglich so-
gar verringern –, braucht es einen sozialen Ausgleich. In der 
Schweiz beispielsweise sorgt das Modell der Rückerstat-
tung für eine hohe Akzeptanz der Steuer. Dabei fließen zwei 
Drittel der Steuereinnahmen pro Kopf über die Krankenver-
sicherung an die Bevölkerung und über die Sozialversiche-
rung an die Unternehmen zurück. Das restliche Drittel geht 
in ein Gebäudeprogramm zur Förderung energetischer Sa-
nierungen und erneuerbarer Energien. Tatsächlich gibt es 
viele weitere Vorschläge, wie Verbraucher*innen im Ge-
genzug für die ökologisch motivierte Bepreisung entlastet 
werden können. Das reicht von fixen Pro-Kopf-Zahlungen 
(«Klima-Prämie») über Entlastungen bei der Stromsteuer 
und anderen Steuern, Abgaben oder Umlagen. 

Diverse Rechnungen für Rückerstattungsmodelle kom-
men einhellig zum Ergebnis, dass Geringverdienende in 
allen Modellen die Gewinner sind. Eine Nettobelastung 
erfolgt – abhängig vom konkreten Modell und der ver-
wendeten Datenbasis – gemäß den unterschiedlichen 
Abschätzungen erst ab dem fünften bis neunten Einkom-
mensdezil. Die Rückverteilung der Einnahmen («Öko-Bo-
nus») macht damit eine regressiv wirkende Verbrauchsteu-
er, die ärmere Haushalte überproportional belastet, zu einer 
progressiv wirkenden Maßnahme. Solange der Großteil 
des Aufkommens direkt zurückverteilt wird, werden ärme-
re Haushalte sogar umso besser gestellt, je höher der Ab-
gabensatz ist. Denn je mehr Geld im Rückverteilungstopf 
landet, desto mehr Geld bekommen die Haushalte wieder 
zurück. 

Allerdings sind innerhalb der Einkommensgruppen spe-
ziell Pendler*innen sowie Menschen, die in schlecht sa-
nierten Altbauten mit Ölheizungen leben, spürbar stärker 
belastet. Auch diese Verteilungswirkungen müssen (und 
können) beim Design der Steuer bedacht werden, etwa 
indem die Pendlerpauschale in ein einkommensunabhän-
giges Mobilitätsgeld umgewandelt wird, der Heizkessel-
tausch mit einer Abwrackprämie belohnt oder das Wohn-
geld angepasst wird. Denkbar ist auch ein Härtefallfonds. 
In der Grundsicherung müssen die zusätzlichen finanziel-
len Belastungen bei der Übernahme der Kosten der Un-
terkunft berücksichtigt werden. Solange der Öko-Bonus 
nicht auf die Grundsicherung angerechnet wird, wären 

diese Haushalte aber ohnehin klar bessergestellt. Dies 
zeigt: Die Feinsteuerung ist nicht trivial, kann aber sogar zu 
positiven sozialpolitischen Nebenwirkungen führen.

In den Sektoren Strom und Industrie findet die Beprei-
sung bereits über den europäischen Emissionshandel 
statt, welcher etwa die Hälfte der deutschen Treibhaus-
gasemissionen erfasst. Der Emissionshandel ist bisher 
gescheitert. Das liegt nicht nur am zwischenzeitlichen 
Preisverfall, sondern auch an generell unvorhersehbaren 
Preisen, die Klimaschutzinvestitionen verhindern. Aber: 
Da die Zeit drängt und eine EU-weite CO2-Steuer an der 
dafür erforderlichen Einstimmigkeit scheitern wird, wäh-
rend der Emissionshandel mit Mehrheitsentscheidungen 
verschärft werden kann, sollte für die Sektoren Strom und 
Industrie an einem reformierten Emissionshandel mitsamt 
eines Mindestpreises und ambitionierteren Minderungs-
pfaden festgehalten werden.

Da entsprechende Reformen durch den EU-Gesetzge-
bungsprozess einen Zeitraum von mehreren Jahren bean-
spruchen werden, muss schon vorher auf nationaler Ebene 
gehandelt werden. Einige Staaten erheben inzwischen ei-
ne ergänzende nationale CO2-Steuer im Stromsektor oder 
erwägen dies. Entsprechend sollte Deutschland gemein-
sam mit den Staaten, die dazu bereit sind (wie Frankreich, 
Dänemark und die Niederlande), kurzfristig eine Steuer 
einführen, welche eine Mindestbepreisung innerhalb des 
EU-ETS sicherstellt. 

Um sämtliche Einsparpotenziale zu heben, ist ein CO2-
Preis kein geeignetes Instrument. Dazu müssen diver-
se Umsetzungshindernisse anders beseitigt werden, 
etwa durch kostenlose Energieberatung, Ordnungspoli-
tik, Förderkredite etc. Auch ein Tempolimit auf Autobah-
nen gehört zu den Maßnahmen, die sich ökonomisch 
betrachtet sofort rechnen würden, aber staatliches Han-
deln erfordern. Andere Beispiele finden sich bei Energie-
effizienzmaßnahmen (Vorgaben für effizientere Motoren, 
Austausch von Pumpen etc.). Die Durchsetzung ordnungs-
rechtlicher Maßnahmen mit konsequenten Grenzwerten 
für Abgas- und PS-Begrenzung sowie eine Ressourcenbi-
lanz vollständiger Produktzyklen (Elektromobilität!) sind un-
verzichtbar. Ordnungsrecht ist in diesem Zusammenhang 
nicht im Sinne von Verboten, sondern als Freiheitsgewinn 
für alle zu begreifen – als Möglichkeit, die dazu beiträgt, 
überhaupt die Lebensgrundlagen für alle zu erhalten. Hin-
zutreten müssen massive Investitionen in den öffentlichen 
Nah- und Fernverkehr sowohl in der Stadt als auch auf dem 
Land, für weitgehend autofreie Innenstädte und für einen 
Strukturwandel der Automobilindustrie. 
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Seit einigen Monaten ist Klimaschutz zu einem der zentralen politischen Themen geworden und  
erhält endlich die Aufmerksamkeit, die er verdient. Dabei wird häufig die Idee diskutiert, den Aus-
stoß von Treibhausgasen mit einem Preis zu versehen. Die einen wollen dies über einen Emissi-
onshandel erreichen, die anderen durch eine neue ökologische Steuer oder Abgabe. Es gibt aber  
auch berechtigte Kritik daran, Klimaschutz überhaupt mithilfe von preislicher Steuerung errei-
chen zu wollen. Diese Studie zeigt auf, welche Vor- und Nachteile die diskutierten Varianten haben,  
welchen Beitrag die Bepreisung überhaupt leisten kann und soll und wie es mit ihrer Sozialverträg-
lichkeit aussieht.

VORBEMERKUNG
Aus Klimaschutzgründen ist in den nächsten Jahrzehnten 
die (fast) vollständige Dekarbonisierung praktisch aller Le-
bensbereiche erforderlich. Die Bepreisung von Treibhaus-
gasen erscheint vor diesem Hintergrund als Allzweckwaf-
fe: Der Preis müsse nur hoch genug angesetzt werden und 
schon ließen sich selbst die ambitioniertesten Klimaziele ver-
wirklichen. Um 2035 Nettonull-Emissionen zu erreichen, for-
dert Fridays for Future, alle Treibhausgasemissionen einer 
schnell auf 180 Euro ansteigenden Steuer zu unterwerfen.1 
Auf der anderen Seite wollen (Möchtegern-)Ökonom*innen, 
die bisher weniger als Klimaaktivist*innen aufgefallen sind, 
Klimaschutz praktisch ausschließlich dem Emissionshandel 
überlassen und auf begleitende Politikmaßnahmen wie die 
Förderung erneuerbarer Energien verzichten. 

Hinter der Diskussion um die Bepreisung von CO2 steht die 
schlichte Feststellung, dass durch zu billige fossile Energien 
heute bei Weitem mehr klimaschädliche Gase ausgestoßen 
werden, als Menschheit und Ökosysteme dauerhaft vertra-
gen. Schon Ende des 19. Jahrhunderts sagte der schwedi-
sche Naturwissenschaftler Svante Arrhenius voraus, dass 
sich die Erde durch menschliches Handeln erwärmen würde. 
Spätestens in den 1980er Jahren, als sich der Weltklimarat 
IPCC konstituierte, hatten sich die Gefahren des Klimawan-
dels in allen Winkeln der Erde herumgesprochen. Passiert 
ist jedoch viel zu wenig. Die Treibhausgasemissionen haben 
sich sogar noch deutlich erhöht. Die Zeit versäumt zu haben 
rächt sich nun. Für das Ziel des Pariser Klimaabkommens, 
die Erderwärmung auf deutlich unter 2 Grad und möglichst 
auf 1,5 Grad zu begrenzen, müssen die weltweiten Emissi-
onen schon in den nächsten Jahrzehnten auf Nettonull re-
duziert werden. Es ist klar, dass dafür isolierte Maßnahmen 
nicht ausreichen werden. Stattdessen muss ein breiter Ins-
trumentenmix zum Einsatz kommen mit Maßnahmen, die 
sich ergänzen und sogar überschneiden. Da Klimaschutz al-
le Lebensbereiche betrifft, kann eine Klimaschutzpolitik, die 
bestimmte Branchen oder Bevölkerungsgruppen ausspart, 
sicher nicht erfolgreich sein.

Im Folgenden wird CO2, das mengenmäßig wichtigste 
Treibhausgas, teils synonym für Treibhausgase verwendet.

GRUNDIDEE DER BEPREISUNG  
VON TREIBHAUSGASEMISSIONEN
Nach der Lehrbuchdefinition von Ökonomie als Lehre von 
der Allokation knapper Ressourcen wären ökonomische In-
strumente prädestiniert dafür, zu regeln, wer wann noch wie 
viel Treibhausgase ausstoßen darf. Eine Idee dabei ist, den 
Ausstoß von Treibhausgasen mit einem Preis zu versehen. 
Sie wirkt ökologisch kontraproduktiven Marktverzerrun-
gen entgegen, indem sie Anreize für umweltfreundliches 

Verhalten und Produzieren schafft. Dabei steht sie komple-
mentär und nicht alternativ zu einem umfassenden Maß-
nahmenkatalog. Leitprinzip ist dabei die Internalisierung der 
externalisierten ökologischen (und sozialen) Kosten durch 
einen staatlich erzwungenen Preisaufschlag. Damit werden 
Unternehmer*innen bzw. Verbraucher*innen gezwungen, 
die der Gesellschaft aufgebürdeten Umweltbelastungen in 
ihrer internen Preiskalkulation zu berücksichtigen und sich 
für umweltfreundlichere Alternativen zu interessieren. Ohne 
den Zuschlag würde die Verzerrung sich über die gesamte 
Wertschöpfungskette weitergeben und überall falsche An-
reize setzen. «Preise ohne vollständige Internalisierung der 
Umweltkosten sagen nicht die ökologische Wahrheit», so 
das Umweltbundesamt mit einer populären, aber irreführen-
den Rechtfertigung für die Bepreisung umweltschädlicher 
Aktivitäten.2

Mengensteuerung versus Preissteuerung
Die Internalisierung kann direkt durch eine Steuer, Abgabe 
oder Gebühr oder indirekt über eine Mengensteuerung er-
reicht werden.

Bei der Mengensteuerung wird politisch festgelegt, wie 
hoch der Ausstoß von Treibhausgasen maximal sein darf. 
Es werden dann genauso viele Verschmutzungsrechte ge-
schaffen, wie es diese Obergrenze vorsieht. Wer nun kli-
maschädliches CO2 emittieren will, muss dafür ein Ver-
schmutzungsrecht vorweisen. Die jährlich neu geschaffenen 
Verschmutzungsrechte werden nach einem vorab beschlos-
senen Plan verteilt und/oder versteigert. Wer ein Emissions-
recht besitzt, es aber nicht benutzen will, kann es an jeman-
den anderen verkaufen. Wenn dies an einem organisierten 
Markt wie einer Börse passiert, bildet sich dort ein Preis, der 
eine wichtige Signalfunktion ausübt. Das ist die Grundidee 
des Emissionshandels.

Bei der Preissteuerung dagegen wird der Preis politisch 
festgelegt, der für die Emission einer Einheit Treibhausgas 
in Form einer Steuer, Abgabe oder Gebühr entrichtet werden 
muss. Das Hauptmotiv ist dabei aber nicht die Erzielung von 
Einnahmen, sondern einer Lenkungswirkung: Klimaschäd-
liche Aktivitäten werden durch den Preisaufschlag teurer, 
damit steigt der Anreiz, auf klimafreundlichere Alternativen 
umzusteigen oder ganz auf diese Aktivitäten zu verzichten. 
Die Emissionen sinken. Das ist die Grundidee einer Pigou-
Steuer, benannt nach einem Vorschlag des englischen Öko-
nomen Arthur Cecil Pigou aus dem Jahr 1920, der damit der 
betriebswirtschaftlichen Ignoranz gegenüber Umweltschä-
den zu Leibe rücken wollte.

Auf den ersten Blick scheint die Mengen- der Preissteue-
rung überlegen. Denn abgesehen von Messungenauigkeiten 
und Betrügereien ist bei der Mengensteuerung garantiert, 
dass die festgelegten Verschmutzungsobergrenzen tatsäch-
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lich nicht überschritten werden. Bei der Preissteuerung ist 
dagegen im Vorhinein nicht klar, wie stark die Emissionen 
tatsächlich zurückgehen werden. Mit Blick auf den existie-
renden europäischen Emissionshandel (EU-ETS) zeigen sich 
aber erhebliche Schwächen (zu einer Bilanz des EU-ETS sie-
he unten, S. 9–11). 

Eine wirksame Steuerung lässt sich in der Praxis durch Hy-
bride aus Mengen- und Preissteuerung erreichen. So kann 
ein Emissionshandelssystem durch Mindest- und Höchst-
preise flankiert werden und je enger der dadurch vorgege-
bene Korridor ist, desto mehr ähnelt das System einer Steu-
er. So ließe sich auch die bisher fehlende Lenkungswirkung 
des EU-ETS herstellen. Bei einer Preissteuerung können die 
Preissätze auf der anderen Seite regelmäßig an die tatsäch-
lich erreichten Emissionsreduktionen angepasst werden. Je 
häufiger die Anpassung an Mengenziele erfolgt, desto mehr 
ähnelt dieses System einem Emissionshandel.

Beide Instrumente wirken neben der preislichen Len-
kungswirkung qua Einnahmen. Dabei lassen sich erhebliche 
Einnahmen aus der Besteuerung bzw. der Versteigerung von 
Emissionsberechtigungen erzielen, die wiederum für den Kli-
maschutz und seine sozialverträgliche Flankierung bzw. die 
Kompensation von Klimaschäden verwendet werden kön-
nen. Bei jährlichen Treibhausgasemissionen in Deutschland 
von derzeit rund 900 Millionen Tonnen CO2-Äquivalent (wo-
von etwa die Hälfte auf das EU-ETS fällt) würde ein pauscha-
ler Preis von 50 Euro pro Tonne ein jährliches Aufkommen 
von bis zu 45 Milliarden Euro generieren.

WELCHER PREIS IST DER RICHTIGE? 
Beim Emissionshandel bildet sich der Preis am Markt und 
orientiert sich dabei – zumindest in der Theorie – an den 
Grenzkosten für die Vermeidung einer zusätzlichen Tonne 
CO2 (siehe unten, S. 5f.). Bei einer Steuer oder Abgabe muss 
der Preis dagegen ex ante festgelegt werden. Wie hoch soll-
te er sein?

Ein CO2-Preis von 180 Euro – das UBA-Schadens
konzept
In der Theorie der Pigou-Steuer sollte der Preis möglichst 
den externalisierten Kosten entsprechen, die auf die Gesell-
schaft abgewälzt wurden. Führt der Klimawandel zu einer 
Dürre, könnten dann mit den eingenommenen Geldern die 
Landwirt*innen und Waldbesitzer*innen für die entstande-
nen Schäden entschädigt werden. Auch Anpassungsmaß-
nahmen wie die Züchtung hitzeresistenter Pflanzensorten 
oder der Bau von Deichen könnten aus den Einnahmen fi-
nanziert werden.

In der öffentlichen Debatte werden immer wieder die vom 
Umweltbundesamt (UBA) berechneten Schadenskosten 
von 180 Euro pro Tonne CO2 genannt. So berufen sich unter 
anderem Fridays for Future, der Verein CO2-Abgabe und die 
Gutachten des Deutsche Instituts für Wirtschaftsförderung 
(DIW), des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturfor-
schung (IMK) und des Forums Ökologisch-Soziale Markt-
wirtschaft (FÖS) für das Bundesumweltministerium auf die-
sen Betrag. Wie kommt er zustande? 

Für das Jahr 2016 hat das UBA die von deutschen Treib
hausgasemissionen verursachten Kosten auf 164 Milliarden 
Euro beziffert. Wird diese Schadenssumme auf die einzelne 
Tonne heruntergebrochen, resultieren daraus für 2016 die 
genannten 180 Euro pro Tonne CO2-Äquivalent. Für 2030 sei 

laut UBA ein Wert von 205 Euro, für 2050 ein Wert von 240 
Euro anzusetzen. In den Jahren dazwischen soll interpoliert 
werden (d. h. 2020 liegt der Wert bei 187 Euro).3 Beim Flug-
verkehr, der in großer Höhe eine besonders klimaschädliche 
Wirkung entfaltet, soll der doppelte Wert veranschlagt wer-
den. Bei Methan sind die Sätze mit dem Faktor 25, bei Lach-
gas mit 298 zu multiplizieren. Nicht erfasst sind Schadens-
kosten etwa durch Lärm oder Feinstaub, die im Verkehr oder 
bei der stationären Verbrennung entstehen und ebenfalls er-
heblich ins Gewicht fallen können.

Wie genau sich die 180 Euro ermitteln, erläutert die Me-
thodenkonvention 3.0 des UBA und ein Hintergrunddoku-
ment.4 Dabei werden zwei Sachverhalte genannt, welche 
die zu berechnenden Schadenskosten erheblich beeinflus-
sen. Zum einen wird ein Großteil der durch Klimawandel er-
zeugten Schäden außerhalb Deutschlands entstehen. Wie 
sind die in anderen Teilen der Welt erzeugten Klimaschäden 
in Euro zu übersetzen? Und wie ist damit umzugehen, dass 
zwischen Emission und Wirkung mitunter Zeitspannen von 
Jahrzehnten und Jahrhunderten liegen?

Den ersten Sachverhalt adressiert das Umweltbundesamt 
durch das Konzept des Equity Weighting («Fairnessgewich-
tung»). Dies berücksichtigt, dass es nicht bloß ausreicht, 
die in anderen Ländern entstehenden Kosten anhand ihres 
Wechselkurses zum Euro umzurechnen. Um die Schäden 
adäquat abzubilden, muss der dortige Lebensstandard und 
die Kaufkraft in Rechnung gestellt werden. Denn wenn et-
wa ein durch Klimawandel ausgelöstes Unwetter die Well-
blechhütte einer Slumbewohnerin in Indien oder die Ernte 
eines afrikanischen Kleinbauern vernichtet, wäre der mone-
täre Verlust aus Perspektive eines deutschen Durchschnitts-
verdieners leicht verkraftbar, während er für die Betroffenen 
existenzbedrohend ist. Die Schäden dürfen daher nicht an-
hand ihres nominalen Geldwerts angesetzt werden, sondern 
müssen an den individuellen Nutzen bzw. ihren Einfluss auf 
die Lebensqualität angepasst werden. Dazu wird die Scha-
denssumme anhand des durchschnittlichen Einkommens in 
der Region berechnet. Wenn das Einkommen in der Subsa-
hara also dem Vierzigstel des Einkommens in Westeuropa 
entspricht, so muss der dort angerichtete Schaden um den 
Faktor 40 höher gewichtet werden. Da Deutschland im Ver-
hältnis zur Welt ein sehr reiches Land ist, sorgt dieses Vor-
gehen dafür, dass die Klimaschäden weit höher angesetzt 
werden, als es den nominalen Größen entspricht. Wie das 
UBA schreibt, wäre «die Verwendung von Equity Weigh-
ting bei der Berechnung der Klimakosten […] nicht erforder-
lich, wenn die Geschädigten tatsächlich umgehend von den 
Schadensverursachern entschädigt würden.»5 Dies sei je-
doch keine realistische Annahme.

Ähnlich wie die räumlichen Effekte sind auch zeitliche 
Effekte zu berücksichtigen. Ein in 100 Jahren auftretender 
Schaden von einer Million Euro verschont erstens nicht nur 
die Verursacher, sondern trifft auch eine mit ganz anderen 
Mitteln ausgestattete Bevölkerung und ist anders zu bewer-
ten als ein heutiger Schaden. Wie in der Ökonomie üblich, 
adressiert das UBA diesen Sachverhalt durch Diskontierung. 
Ein in der Zukunft stattfindendes Ereignis wird daher nicht 
mit seinem vollen Wert angesetzt, sondern um einen zeitbe-
dingten Faktor (die Diskontrate) gemindert.

In der Betriebswirtschaft ist es üblich, zukünftige Zah-
lungsströme mit Raten von 5 Prozent und mehr zu diskon-
tieren. Dies trägt dem Rechnung, dass in weiter Zukunft 
liegende Einnahmen als unsicherer betrachtet werden müs-
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sen, dass Investitionen einen zeitweisen Konsumverzicht 
verlangen, dass Geld anderweitig angelegt werden könnte 
etc. Allein schon die Tatsache, dass der Investor einem plötz-
lichen Herzinfarkt erliegen könnte, rechtfertigt eine positive 
Diskontrate. Von Ereignissen, die Jahrzehnte in der Zukunft 
liegen, ist bei solchen Diskontraten kaum noch etwas zu spü-
ren – bei einer Diskontrate von 5 Prozent fällt ein 30 Jahren 
in der Zukunft liegender Wert nur noch zu 20 Prozent ins Ge-
wicht. Hohe Diskontraten in klimaökonomischen Modellen 
führen also zu Abwarten bzw. zum Nichtstun.6

Aus gesellschaftlicher Sicht ist eine Diskontrate, die ein 
heute ausgelöstes, aber erst in Jahrzehnten eintretendes 
und die nächste Generation treffendes Schadensereignis 
praktisch negiert, nicht zu rechtfertigen. Dies spricht dafür, 
eine Diskontrate von null zu verwenden. Grundsätzlich ist al-
lerdings auch zu berücksichtigen, dass künftige Generatio-
nen als Ausgleich für eine verschmutzte Umwelt auch neues 
Wissen (etwa große medizinische Durchbrüche) und einen 
generell steigenden Wohlstand hinterlassen bekommen. In-
sofern arbeiten gängige Kosten-Nutzen-basierte Modelle in 
der Klimaökonomie mit leicht positiven Diskontraten.

In den USA führte Barack Obama 2009 die «social costs 
of carbon» als Klimaschadenskosten in die US-Gesetzge-
bung ein. Dabei werden vier Werte angegeben, die auf un-
terschiedlichen Diskontraten (2,5, 3 und 5 Prozent) sowie 
einem Extremszenario (95-Prozent-Quantil der Schadenssi-
mulationen bei 3 Prozent-Diskontierung) basieren. Entspre-
chend werden die Schadenskosten für 2016 auf Werte von 
11, 38 und 57 US-Dollar pro Tonne in den Durchschnittsze-
narien bzw. 108 US-Dollar im Extremszenario beziffert. Bis 
2017 hatte diese Orientierungsgröße Eingang in 69 Regula-
rien gefunden.7

Das UBA errechnet die Schadenskosten von 180 Euro bei 
einer Zeitpräferenzrate von 1 Prozent, die laut den Spezifika-
tionen des zugrunde liegenden Modells im Trend abnehmen-
den Diskontraten von 3 bis 2 Prozent entspricht. Zugleich 
empfiehlt es, Sensitivitätsanalysen mit einer Zeitpräferenzrate 
von null (entspricht Diskontraten von 2 bis 1 Prozent), da eine 
solche Rate den Nutzen heutiger und zukünftiger Generatio-
nen gleich gewichtet. Statt 180 Euro werden dann aber gleich 
640 Euro fällig! Diskontraten von 3 bis 4 Prozent hingegen 
würden die Schadenskosten auf etwa 20 Euro reduzieren.8 

Auch die Diskontierung hat also einen erheblichen Ein-
fluss auf die Schadenskosten. Sowohl Diskontraten als auch 
Equity Weighting unterstellen Parameter, die nicht auf rein 
wissenschaftlicher Basis, sondern nur mit Werturteilen be-
stimmt werden können. Mit mehr oder weniger sinnvollen 
Begründungen lassen sich also Schadenskosten zwischen 
20 bis 1.000 Euro pro Tonne CO2 herleiten.

Dazu kommen Unsicherheiten und Unzulänglichkeiten, 
die auf die unterstellten «impact assessment»-Modelle zu-
rückzuführen sind, hinter denen der abenteuerliche Versuch 
steckt, mithilfe von wohlstandsoptimierenden Gleichge-
wichtsmodellen die ökonomischen Folgen des Klimawan-
dels in den nächsten 300 Jahren abzuschätzen. Wie die 
Hintergrundstudie konstatiert, hat ein Großteil der Untersu-
chungen zu Schadenskosten schlicht nicht den notwendi-
gen Umfang oder ist nicht politikrelevant.9 Daher beruft sich 
das UBA auf eine Studie aus dem Jahr 2007.10 Diese wiede-
rum bedient sich des sogenannten FUND-Modells auf dem 
Stand des Jahres 2004. Der Schadenshorizont dieses Mo-
dells reicht bis zum Jahr 2300 und umfasst zwölf Schadens-
kategorien (von Hitzetoten über die Ausbreitung von Mala-

ria bis zu Landverlusten durch steigenden Meeresspiegel), 
wobei relevante Schadenskategorien wie Sturmschäden, 
Ozeanversauerung oder Konflikte durch knappere Wasser-
ressourcen außen vor bleiben. Entsprechend basieren die 
Rechnungen auf einem veralteten Modell und bilden nur ei-
nen Teil der möglichen Schäden ab. Parallel wird auf neuere 
Studien verwiesen, die deutlich höhere Kostensätze ermit-
teln. Die empfohlenen Kostensätze seien daher, so das UBA, 
«als vorsichtige Schätzungen im unteren Bereich der Scha-
denskostenschätzungen zu interpretieren».

Generell muss der Versuch, die durch den Klimawandel in 
den nächsten Jahrhunderten verursachten Schäden anzu-
geben, als eitle Utopie bezeichnet werden. Denn wer kann 
schon Katastrophenschäden über Jahrzehnte im Voraus 
berechnen, Bürgerkriege um knapper werdende Existenz-
grundlagen monetarisieren und wissen, welche Entwicklung 
die Weltkonjunktur und die Bevölkerungszahlen nehmen 
werden? Außerdem: Wie soll der Schaden beziffert werden, 
den das Aussterben des Eisbären oder die Auslöschung der 
Korallenriffe bedeuten? Das theoretische Konzept der Inter-
nalisierung externer Kosten lässt sich also in der Praxis kaum 
verwirklichen. Die hohen Schadenskosten, die das UBA pro-
klamiert, sind aber als Warnhinweis vor der drohenden Kli-
makatastrophe durchaus ernst zu nehmen.

Vermeidungskosten
In der Praxis orientiert sich ein Preis für CO2 besser an der 
von ihm erzeugten Lenkungswirkung, den damit verbunde-
nen Einspareffekten und sonstigen Folgewirkungen. Dabei 
hat sich das Konzept der Vermeidungskosten etabliert. Diese 
geben an, welcher finanzielle Aufwand für die Vermeidung 
einer bestimmten Emissionsmenge notwendig ist.

Die Berechnung von Vermeidungskosten ist natürlich 
auch mit großen Schwierigkeiten verbunden. Wenn etwa 
fossile Brennstoffe eingespart werden sollen, muss deren 
Anschaffungspreis über den gesamten Amortisationszeit-
raum bekannt sein. Sie hängen von der Diskontrate ab und 
generell müssen diverse Annahmen über das wirtschaft-
liche Umfeld, die politischen Rahmenbedingungen sowie 
Lernkurven getroffen werden. Auch unterscheiden sich die 
Vermeidungskosten für eine bestimmte Maßnahme je nach 
Akteursperspektive – ob Staat, Unternehmer*innen oder 
Verbraucher*innen. Vermeidungskosten für ein und dieselbe 
Maßnahme können daher beträchtlich variieren, obwohl sie 
formal korrekt berechnet wurden. In der Vergangenheit wur-
den Vermeidungskosten im Vorfeld von Umweltregulierun-
gen häufig falsch eingeschätzt.11

Trotzdem sind Vermeidungskosten sinnvolle Orientie-
rungsgrößen. Abbildung 1 zeigt die an eine groß angeleg-
te Untersuchung für den Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) angelehnte Vermeidungskostenkurve.12 Dar-
gestellt werden unterschiedliche Maßnahmen, die in der 
Reihenfolge zunehmender Vermeidungskosten gemäß ih-
res Einsparpotenzials aufgetragen werden. Ein CO2-Preis 
würde automatisch alle Maßnahmen, die mit niedrigeren 
Vermeidungskosten verbunden sind, ökonomisch rentabel 
machen. Auch wenn dem idealisierte Annahmen zugrunde 
liegen, kann damit die maximal mögliche Einsparwirkung ei-
nes Preises abgeschätzt werden. Für Maßnahmen, die sich 
bei gegebenem Preis (noch) nicht rechnen, müssen aller-
dings andere Maßnahmen ergriffen werden.

In Abbildung 1 springt ins Auge, dass sich am linken Rand 
viele Maßnahmen mit negativen Vermeidungskosten finden. 
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Abbildung 1: Illustrative Vermeidungskostenkurve für unterschiedliche Maßnahmekategorien

Quelle: Agora Verkehrswende/Agora Energiewende: 15 Eckpunkte für das Klimaschutzgesetz, Berlin, Mai 2019, S. 9.

Dies sind Maßnahmen, die sich bereits jetzt rechnen wür-
den, aber aus diversen Gründen – Unwissen, Kurzfristdenken, 
die Scheu vor Investitionen bzw. Kapitalmangel und anderes 
mehr – unterlassen werden. Um diese Einsparpotenziale zu 
heben, ist ein CO2-Preis kein geeignetes Instrument. Dazu 
müssen die Umsetzungshindernisse anders beseitigt werden 
(z. B. kostenlose Energieberatung, Ordnungspolitik, Förder-
kredite). Auch ein Tempolimit auf Autobahnen gehört zu den 
Maßnahmen, die sich ökonomisch betrachtet sofort rechnen 
würden, aber staatliches Handeln erfordern. Andere Beispiele 
finden sich bei Energieeffizienzmaßnahmen (Vorgaben für ef-
fizientere Motoren, Austausch von Pumpen etc.).

Die Maßnahmen, für die ein CO2-Preis ein wichtiges (aber 
nicht das einzige) Steuerungsinstrument ist, finden sich pri-
mär im mittleren Bereich der «marktnahen Potenziale». Da-
zu zählen viele Maßnahmen aus der Industrie und Energie-
wirtschaft (die bereits dem EU-ETS unterliegen), aber auch 
aus anderen Sektoren. Speziell im Verkehrssektor finden 
sich die meisten Maßnahmen jedoch im Bereich der «Inno-
vationspotenziale», die sich also erst bei einem hohen CO2-
Preis amortisieren, die im Lauf der Zeit aber auch deutlich 
günstiger werden dürften. Daher kann von Unternehmen 
auch erwartet werden, dass sie die Forschung und Entwick-
lung entsprechender Technologieoptionen in der Aussicht 
auf langfristige Erträge finanzieren. Doch darauf sollte man 
nicht zu sehr vertrauen. Bei vielen Technologien ist zunächst 
Grundlagenforschung notwendig, die primär von öffentli-
chen Forschungseinrichtungen geleistet werden muss. Et-
liche Technologien setzen auch eine bestimmte Infrastruk-
tur voraus, was staatliches Handeln erfordert. Generell ist bei 

Zukunftstechnologien wichtig, dass der Staat den Raum des 
Machbaren und Wünschbaren durch geeignete Vorgaben 
vorstrukturiert und Unternehmen eine Richtung vorgibt. Ei-
ne vollkommen technologieoffene Klima- und Industriepoli-
tik führt unweigerlich in die Irre.

Aus Abbildung 1 wird also ersichtlich, dass ein CO2-Preis 
nur Teil eines Instrumentenmixes sein kann.

BEPREISUNG IN DEN SEKTOREN WÄRME, 
VERKEHR UND LANDWIRTSCHAFT
45 Prozent der deutschen CO2-Emissionen bzw. 52 Pro-
zent der deutschen Treibhausgasemissionen unterliegen 
nicht dem europäischen Emissionshandel (EU-ETS). Da-
zu gehören die Emissionen des Verkehrs (abgesehen vom 
ETS-pflichtigen innereuropäischen Flugverkehr), der Ge-
bäudesektor, die Landwirtschaft sowie nicht ETS-pflichtige 
kleinere Stromerzeugungs- und Industrieanlagen. Im Ver-
kehrssektor sind die Emissionen anders als in allen anderen 
Sektoren seit 1990 nicht gesunken, sondern sogar gestie-
gen. Auch im Gebäudesektor und in der Landwirtschaft wer-
den die angestrebten Einsparziele nicht erreicht. Angesichts 
der durchwachsenen Erfolgsbilanz des EU-ETS und des ho-
hen Zeit- und Koordinierungsaufwands für ein neues bzw. er-
weitertes Emissionshandelssystem kommt für diese Sekto-
ren nur eine Steuer oder Abgabe infrage.

Im Sektor Verkehr würde eine CO2-Steuer Anreize setzen 
für den Umstieg vom Pkw auf Bus und Bahn, auf kollekti-
ve Verkehrsmodelle wie Carsharing oder aufs (Elektro-)Fahr-
rad und die Verlagerung des Güterverkehrs vom Lkw auf die 
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Schiene und die Binnenschifffahrt. Ebenso entstünden An-
reize für den Kauf sparsamerer Fahrzeuge, für Elektromo-
bilität sowie die Vermeidung überflüssiger Autofahrten. Im 
Flugverkehr ließe sich die CO2-Steuer über eine Kerosinsteu-
er einführen (beim innereuropäischen Flugverkehr würden 
die im EU-ETS entrichteten Kosten für Emissionszertifikate 
angerechnet werden).

Im Verkehr ist das Preissystem durch umweltschädli-
che Subventionen (Privilegierung des Luftverkehrs, ermä-
ßigte Dieselsteuer, unterschiedliche Mehrwertsteuersätze 
etc.) und diverse Sonderregelungen stark verzerrt. Durch 
den Übergang zur Elektromobilität werden sich früher oder 
später auch Finanzierungsfragen stellen, da die Einnahmen 
aus der Energiesteuer/Mineralölsteuer erodieren werden 
(Umfang derzeit 40 Milliarden Euro). Eher früher als später 
stellt sich die Frage nach einer generellen Überarbeitung des 
Steuer- und Abgabensystems auf Energie. Das ändert nichts 
daran, dass eine CO2-Steuer als explizite Sofortmaßnahme 
und dauerhaft als explizite oder implizite Steuer sinnvoll ist. 
Sie kann überfällige Maßnahmen wie den Ausbau von Schie-
ne und Öffentlichem Personennahverkehr, eine höhere Lkw-
Maut, das mittelfristige Verbot von Verbrennungsmotoren 
und anderes mehr nicht ersetzen, wohl aber ergänzen.

Im Wärmesektor verursachen ineffiziente Heizungen und 
schlechte Dämmung hohe Energieverluste. Der Großteil der 
Wärmeenergie wird derzeit durch Erdgas- oder Ölheizungen 
erzeugt. Hier muss ein Brennstoffwechsel zu erneuerbaren 
Energien erfolgen (Geo-, Umwelt- oder Solarthermie, Bio-
gas, Holz etc.). Speziell in Städten wird auch der Ausbau von 
(Fern-)Wärmenetzen vorangetrieben werden müssen. Zent-
ral sind ferner energetische Sanierungen, bei denen neben 
einer besseren Dämmung und Heiz- und Kühltechnik auch 
weitere Einsparpotenziale bei der Gebäudetechnik bis hin zur 
Beleuchtung in den Blick zu nehmen sind.13 

Strombetriebenen Wärmepumpen wird langfristig ei-
ne entscheidende Rolle zugeschrieben. Sie werden derzeit 
aber durch die vergleichsweise hohe Steuer- und Abgaben-
belastung von Strom gegenüber Gas- und Ölheizungen, die 
deutlich geringer bzw. fast gar nicht besteuert werden, sys-
tematisch benachteiligt. Sie kommen vor allem durch vorge-
schriebene Effizienzstandards für Neubauten zum Einsatz. 
Hier kann der Hebel vergrößert werden, wenn die aus einer 
CO2-Besteuerung von Öl und Erdgas resultierenden Einnah-
men zu einer Senkung der Stromkosten verwendet würden.14

Da sich Gebäude in verschiedensten Zuständen und Nut-
zungsarten finden, gibt es viele Maßnahmen, die sich schon 
bei niedrigen und mittleren CO2-Preisen rechnen. Wenn eine 
Fassadensanierung ohnehin fällig wird, würden die Kosten für 
den Gerüstbauer und die Handwerker sowieso anfallen. Die 
zusätzlichen Kosten für CO2-Vermeidung in Form einer bes-
seren Wärmedämmung wären dann verhältnismäßig gering.

Trotzdem bringen viele Maßnahmen, die bei einer ambiti-
onierten Wärmewende nötig sind, hohe Vermeidungskosten 
mit sich und können durch eine CO2-Bepreisung allein, die ja 
auch nicht aberwitzig ausfallen darf, nicht erwirkt werden. 
Wie im Verkehrssektor wird eine CO2-Steuer auch im Gebäu-
desektor daher nur eine ergänzende Wirkung haben, wäh-
rend der Umbau durch Förderprogramme, erleichterte Ab-
schreibungsmöglichkeiten und steigende Effizienzstandards 
für Neubau und Sanierung vorangetrieben und möglichst 
warmmietenneutral gestaltet werden sollte.

Im Sektor Landwirtschaft entstehen bei der Fleisch- und 
Milchherstellung gewaltige Mengen von klimawirksamem 

Methan und bei der Ausbringung von Dünger das noch viel 
klimaschädlichere Lachgas. Wie in Neuseeland diskutiert, 
könnten Verarbeiter von Milch und Schlachtfleisch theore-
tisch über eine Steuer belangt werden. Auch die Produzen-
ten bzw. Importeure von Kunstdünger könnten einer Steuer 
unterworfen werden.15 Die industrielle Landwirtschaft steht 
jedoch sehr grundsätzlich in der Kritik. Mit einer Umorientie-
rung der Förderprämien und anderen Bestimmungen hin zu 
ökologischer Landwirtschaft, mit Vorschriften für artgerech-
te Tierhaltung und einer Obergrenze für Viehbestand sind 
bessere Instrumente vorhanden, als über höhere Lebensmit-
telpreise eine Lenkungswirkung erzielen zu wollen.

Einheitliche CO2-Preise zur Sektorkopplung? 
Die klimarelevanten Sektoren sind eng miteinander verbun-
den. So wird über die Elektromobilität und den Einsatz von 
Wärmepumpen mehr (erneuerbar erzeugter) Strom in den 
Sektoren Verkehr und Wärme gebraucht, zugleich werden 
Autobatterien immer wieder als temporäre Stromspeicher 
ins Spiel gebracht. Strom kann auch zur Herstellung von 
Wasserstoff oder synthetischen Kraftstoffen und Gasen ge-
nutzt werden, die im Verkehrs- und Wärmesektor sowie als 
temporärer Energiespeicher genutzt werden können. Solche 
Optionen, die oft noch sehr teuer und mit hohen Verlusten 
verbunden sind, sind für eine klimaneutrale Wirtschaft lang-
fristig unverzichtbar. Dies nennt man Sektorkopplung.

Derzeit unterliegt Strom einer CO2-Bepreisung durch das 
EU-ETS. Benzin und Diesel im Verkehr sowie Heizöl und Gas 
in der Wärmenutzung dagegen unterliegen keiner explizi-
ten CO2-Bepreisung. Strombasierte Technologien werden 
so gesehen derzeit benachteiligt. Eine neue CO2-Steuer im 
Wärmesektor, die über dem Preis im EU-ETS liegt, würde 
wiederum eine effiziente Gasheizung gegenüber alter Kraft-
wärmekopplung benachteiligen. Aus solchen Überlegungen 
resultiert die Forderung nach einem einheitlichen CO2-Preis 
über alle Sektoren, der nach Ansicht vieler Betrachter mög-
lichst durch ein umfassendes Emissionshandelssystem er-
reicht werden sollte.

Im Stromsektor kann mit vergleichsweisen geringen CO2-
Preisen bereits eine relativ große Wirkung erzielt werden (et-
wa durch die Verdrängung von Kohlekraftwerken durch Gas-
kraftwerke), während im Verkehrs- und Wärmesektor erst ab 
höheren Preisen stärkere Lenkungswirkungen möglich sind. 
Im Industrie- und Verkehrssektor ist die Gefahr von Verlage-
rungen ins Ausland zudem größer als bei Strom und Wärme. 
Da es darum geht, in allen Sektoren schnell Erfolge zu er-
zielen, bieten sich differenzierte Steuersätze eher an als ein 
einheitlicher CO2-Preis. Auf lange Sicht kann auf eine Anglei-
chung hingearbeitet werden.

Strom ist derzeit deutlich stärker mit Steuern und Abga-
ben belegt als Kraftstoffe und diese wiederum deutlich stär-
ker als Gas und Heizöl. Diese Belastungen werden häufig in 
eine implizite CO2-Besteuerung umgerechnet. Das ist aber 
nicht richtig. Denn erstens sind Klimaschäden nur ein Teil 
der durch andere Schadstoffe, Lärm und Unfälle verursach-
ten externen Kosten.16 Der Versuch, alle diese Kosten über 
Steuerzuschläge präzise zu internalisieren, kann aber offen-
sichtlich nicht funktionieren, da die Berechnungen viel zu 
komplex und willkürlich sind. Die Mineralölsteuer wurde au-
ßerdem auch immer wieder mit der Finanzierung des Stra-
ßenbaus begründet. Insofern lassen sich die Steuern ohne-
hin nicht sauber in Komponenten aufdröseln. Die Forderung 
nach einem einheitlichen CO2-Preis wird daher überhöht.
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Eine CO2-Steuer für Wärme und Verkehr
Um den Klimaschutz nicht mehr weiter auf die lange Bank 
zu schieben, empfiehlt es sich, so schnell wie möglich in den 
Sektoren Wärme und Verkehr mit einer nationalen Steuer in 
Höhe von 30 bis 50 Euro pro Tonne CO2 zu starten. Der re-
lativ niedrige Preis lässt sich dadurch begründen, dass sich 
Einsparungen in diesen Sektoren erst auf längere Sicht erzie-
len lassen und die sozialen Folgewirkungen beachtet wer-
den müssen. Entscheidend ist es dabei allerdings, die Steuer 
stetig anzuheben, wenn die für die Sektorziele notwendigen 
Einsparungen nicht erreicht werden. Allen Beteiligten wür-
de damit klar, dass sie sich auf Dauer auf steigende Preise 
einzustellen haben, und sie könnten ihr Verhalten entspre-
chend anpassen. Spätestens beim nächsten Autokauf oder 
der nächsten fälligen Umbaumaßnahme dürfte der Umstieg 
auf klimafreundlichere Alternativen dann tatsächlich ins Au-
ge gefasst werden.

Gegen eine solche Steuer wird oft auf das Beispiel der fran-
zösischen Gelbwestenbewegung verwiesen, die sich Ende 
2018 vor dem Hintergrund hoher Spritpreise und der jährlich 
erfolgenden Steuererhöhung formierte. Die entsprechende 
Steuer auf Brenn- und Kraftstoffe ist jedoch bereits 2014 ein-
geführt und seitdem schon mehrmals angehoben worden. 
Erst nachdem der neu gewählte Präsident Macron eine Rei-
he von umstrittenen Gesetzen, darunter die Abschaffung 
der Vermögensteuer, die Senkung der Unternehmensteu-
er sowie Reformen am Arbeitsmarkt und in der Sozialpolitik 
durchgedrückt hatte (und zudem der Ölpreis sprunghaft ge-
stiegen war), gingen die Gelbwesten auf die Barrikaden. In-
sofern richteten sich die gilets jaunes mehrheitlich nicht ge-
gen Klimaschutz, sondern gegen die soziale Umverteilung. 

Während die von den Gelbwesten hervorgerufenen Pro-
teste ein breites Medienecho hervorriefen, fanden die relativ 
geräuschlos funktionierenden CO2-Steuern in anderen eu-
ropäischen Staaten kaum Beachtung. Tabelle 1 zeigt dieje-
nigen europäischen Staaten, in denen es bereits eine rele-
vante CO2-Besteuerung in den Sektoren Wärme und Verkehr 
gibt (Länder mit eher symbolischen Steuersätzen wie Polen 
und Estland sind nicht aufgeführt). Hinzu kommen Diskus-
sionen in vielen Staaten über eine Ausweitung bzw. Neuein-
führung solcher Steuern. Erst Ende 2018 sprachen sich die 
Umweltminister*innen von neun EU-Staaten – neben einem 
CO2-Mindestpreis auf Strom – für CO2-Steuern in Nicht-ETS-
Sektoren aus.17 Deutschland war nicht dabei.

Die Schweiz und Schweden, die früh eine Besteuerung 
eingeführt haben und heute die höchsten Sätze verzeich-
nen, liefern einige Erfahrungswerte. Seit 1990 gibt es in der 
Schweiz eine CO2-Reduktion im Gebäudesektor um 25 Pro-
zent.18 Laut Wirkungsabschätzung für die schweizerischen 
Behörden zeigte die CO2-Abgabe «im Jahr 2015 eine zwei- 
bis dreimal so hohe CO2-Reduktionswirkung wie das Ge-
bäudeprogramm und die Zielvereinbarung zusammen».19 In 
Schweden, dem Land mit dem aktuell höchsten CO2-Preis 
der Welt, konnten ebenfalls erhebliche Einsparungen er-
zielt werden: Laut Angaben des Forums Ökologisch-Soziale 
Marktwirtschaft ist im Transportsektor der CO2-Ausstoß von 
CO2 1990 bis 2005 durchschnittlich um 6 Prozent pro Jahr 
gesunken. «Danach wurden die Steuersätze erheblich an-
gehoben, die Einsparungen dürfen in den darauffolgenden 
Jahren noch einmal gestiegen sein.»20 Welcher Anteil der Re-
duktionen auf die Steuer und was auf andere Maßnahmen 
zurückzuführen ist, lässt sich dabei natürlich nicht so einfach 
benennen.

Es ist wenig erstaunlich, dass gerade die skandinavi-
schen Staaten eine hohe CO2-Steuer erheben. Der skandi-
navische Wohlfahrtstaat sorgt für sozialen Ausgleich, der die 
Akzeptanz für gemeinwohlorientierte Steuern erhöht. In der 
Schweiz wiederum ist es das Modell der Rückerstattung, das 
eine hohe Akzeptanz schafft. Dabei fließen zwei Drittel der 
Steuereinnahmen pro Kopf über die Krankenversicherung an 
die Bevölkerung und über die Sozialversicherung an die Un-
ternehmen zurück. Das restliche Drittel geht in ein Gebäude
programm zur Förderung energetischer Sanierungen und er-
neuerbarer Energien.

Klar ist: Klimaschutz, der primär über die Zahlungsfähig-
keit durchgesetzt wird, wird als Verarmungspolitik die sozia-
le Spaltung weiter befördern und deswegen scheitern. Wer 
mit Blick auf die enormen Schadenskosten mittelfristig auf 
hohe Preise für Treibhausgasemissionen dringt, muss da-
her zumindest die Einkommens- und Vermögensverteilung 
korrigieren und auf besondere Lebensumstände Rücksicht 
nehmen. Tatsächlich sehen alle ernsthaft diskutierten CO2-
Bepreisungsmodelle eine Rückverteilung der erzielten Ein-
nahmen sowie Ausgleichsmaßnahmen für besonders be-
troffene Personengruppen vor. Natürlich können sich auch 
dann noch Reiche und Superreiche einen verschwenderi-
schen Lebenswandel leisten. Dies der Klimapolitik anzulas-
ten führt jedoch völlig in die Irre.

CO2-Steuer nur mit Öko-Bonus
Soll die CO2-Steuer Ungleichheiten nicht weiter vertiefen – 
oder wenn möglich sogar verringern –, braucht es einen 
sozialen Ausgleich. Tatsächlich gibt es sehr viele Vorschlä-
ge, wie Verbraucher*innen im Gegenzug für die ökologisch 
motivierte Bepreisung entlastet werden können. Das reicht 
von fixen Pro-Kopf-Zahlungen («Klima-Prämie») über Ent-

Tabelle 1: Existierende CO2-Steuern in europäischen 
Staaten in den Sektoren Wärme und Verkehr

 

Quelle: Herzig, Linus/Caspar, Oldag: CO2-Preise: eine Idee, deren Zeit 
gekommen ist. Bestehende Instrumente und aktuelle Debatten in Europa 
und den G20, Germanwatch, Bonn, Juli 2019, unter: 
www.germanwatch.org/de/16693.

aktueller Steuersatz

Dänemark 23,5 €/t

Finnland 62 €/t (Verkehr),  

53 €/t (Heizstoffe)

Frankreich 44,6 €/t

Irland 20 €/t

Norwegen zwischen 3 und 53 €/t 

(brennstoffabhängig)

Portugal 13 €/t

Schweden 113,8 €/t

Schweiz (nur Gebäude) 84,2 €/t

Slowenien 17 €/t

http://www.germanwatch.org/de/16693
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lastungen bei der Stromsteuer und anderen Steuern, Abga-
ben oder Umlagen bis hin zur anteiligen Pro-Kopf-Rücker-
stattung der eingenommenen Gelder. Diverse Rechnungen 
für Rückerstattungsmodelle kommen einhellig zum Ergeb-
nis, dass Geringverdienende in allen Modellen die Gewinner 
sind. Eine Nettobelastung erfolgt – abhängig vom konkreten 
Modell und der verwendeten Datenbasis – gemäß den unter-
schiedlichen Abschätzungen erst ab dem fünften bis neun-
ten Einkommensdezil.21

Die Rückverteilung der Einnahmen («Öko-Bonus») macht 
aus einer regressiv wirkenden Verbrauchsteuer, die ärmere 
Haushalte überproportional belastet, eine progressiv wir-
kende Maßnahme. Solange der Großteil des Aufkommens 
direkt zurückverteilt wird, werden ärmere Haushalte sogar 
umso besser gestellt, je höher der Abgabensatz ist. Denn je 
mehr Geld im Rückverteilungstopf landet, desto mehr Geld 
bekommen die Haushalte wieder zurück. 

Allerdings sind innerhalb der Einkommensgruppen spezi-
ell Pendler*innen und Menschen, die in schlecht sanierten 
Altbauten mit Ölheizungen leben, spürbar stärker belastet. 
Auch diese Verteilungswirkungen müssen (und können) 
beim Design der Steuer bedacht werden, etwa indem die 
Pendlerpauschale in ein einkommensunabhängiges Mobi-
litätsgeld umgewandelt wird, der Heizkesseltausch mit ei-
ner Abwrackprämie belohnt oder das Wohngeld angepasst 
wird. Denkbar ist auch ein Härtefallfonds. In der Grundsiche-
rung müssen die zusätzlichen finanziellen Belastungen bei 
der Übernahme der Kosten der Unterkunft berücksichtigt 
werden. Solange der Öko-Bonus nicht auf die Grundsiche-
rung angerechnet wird, wären diese Haushalte aber ohnehin 
klar besser gestellt. Dies zeigt: Die Feinsteuerung ist nicht 
trivial, kann aber sogar zu positiven sozialpolitischen Neben-
wirkungen führen.

In jedem Fall folgt die Umverteilungswirkung innerhalb der 
einzelnen Einkommensgruppen gemäß dem Verursacher-
prinzip. Umweltfreundliches Verhalten wird gegenüber um-
weltschädlichem belohnt – und das ist nicht nur notwendig, 
sondern auch gerecht. Wer eine CO2-Steuer pauschal als un-
sozial verdammt, muss dann auch gegen Müllgebühren vor-
gehen.

Wie sich die Verteilungsmuster im Lauf der Zeit verändern, 
kann nicht exakt vorhergesehen werden. Auf lange Zeit ist 
aber allein entscheidend, ob generell der Wille für eine Um-
verteilungspolitik vorhanden ist oder nicht. Genug Steue-
rungsmöglichkeiten, um Klimaschutz sozialverträglich zu ge-
stalten, sind in jedem Fall vorhanden. 

DAS SCHEITERN DES EUROPÄISCHEN  
EMISSIONSHANDELS UND DARAUS  
FOLGENDE LEHREN
Was soll mit dem Emissionshandel geschehen? Das 2006 an 
den Start gegangene europäische Emissionshandelssystem 
(EU-ETS), das die Sektoren Strom, energieintensive Indus-
trien und seit einigen Jahren auch den innereuropäischen 
Luftverkehr umfasst, soll nach Vorstellungen der Unionspar-
teien und der FDP möglichst um weitere Sektoren ergänzt 
werden. Da dies langwierige Verhandlungen erfordert, er-
wägt die Union ein nationales Emissionshandelssystem für 
die Bereiche Verkehr und Wärme, das entweder im Rahmen 
des EU-ETS oder als nationales System eingerichtet und 
perspektivisch in das EU-ETS integriert werden kann. Auch 
der wissenschaftliche Beirat des Wirtschaftsministeriums 

spricht sich dafür aus.22 Der Sachverständigenrat («Die fünf 
Weisen») hält neben dem Emissionshandel auch eine Steu-
ervariante für denkbar.23

Entsprechende Vorschläge sind gleich zweifach ideolo-
gisch motiviert. Zum einen hängen viele Vertreter*innen des 
Wirtschaftsflügels der Illusion an, dass sich über das Instru-
ment des Emissionshandels der Klimaschutz viel effizienter 
gestalten lasse als über Steuern. Zum anderen hat sich die 
Union seit Jahren auf die Fahne geschrieben, dass es partout 
keine Steuererhöhung geben darf. Daher ist eine CO2-Steuer 
oder -Abgabe für sie generell tabu – auch wenn bei einem 
Emissionshandel die Wirkung letztlich die gleiche ist, näm-
lich dass die Verbraucher*innen oder die Produzent*innen 
für die verursachten Emissionen bezahlen müssen.

Wie eine Studie von Felix Matthes zeigt, ist ein neues Emis-
sionshandelssystem für Wärme und Verkehr auf kurze Sicht 
nicht zu realisieren. Ein EU-kompatibles nationales System 
wäre frühestens in drei bis vier Jahren zu haben. Würde es 
gemäß europarechtlich vereinbarten Ergänzungsklauseln 
in das EU-ETS integriert, wäre ein Zeitraum von mindestens 
fünf bis sechs Jahren zu veranschlagen.24 

Schon wegen der zeitlichen Perspektive ist ein Emissions-
handelssystem für Wärme und Verkehr also keine Option. 
Denn beim Klimaschutz geht es schlicht darum, nicht noch 
mehr wertvolle Jahre zu verplempern. Angesichts dieser 
Schwierigkeiten schlägt die Union daher inzwischen vor, ihr 
Emissionshandelssystem zunächst mit einem Festpreis zu 
starten. Wie ein Blick auf die bisherige Geschichte des EU-
ETS zeigt, gibt es aber noch mehr Gründe, von einem Emissi-
onshandelssystem für Wärme und Verkehr Abstand zu neh-
men.

Warum das EU-ETS bisher gescheitert ist
Das EU-ETS gilt als zentrales Klimaschutzinstrument der EU. 
Es umfasst EU-weit rund 42 Prozent der Treibhausgase, in 
Deutschland etwa die Hälfte. Die Höchstgrenze wird jährlich 
abgesenkt, sodass 2030 gegenüber dem Referenzjahr 1990 
eine Reduktion von 40 Prozent erreicht werden soll. 

Das EU-ETS startete 2005 und erreichte bald Preise zwi-
schen 20 und 30 Euro pro Tonne CO2. Bankanalysten sagten 
damals für die kommenden Jahre Preise von 40 Euro und 
mehr voraus. Im Lauf der bis Ende 2007 reichenden ersten 
Handelsphase wurde jedoch deutlich, dass mehr Emissions-
berechtigungen ausgestellt wurden, als die Anlagenbetrei-
ber überhaupt benötigten. Daraufhin kollabierte der Preis 
gegen null. Die zweite Handelsphase startete 2008. Kurz da-
rauf erreichte die weltweite Finanz- und Wirtschaftskrise ih-
ren Höhepunkt und sorgte dafür, dass in Europa die Indus
trieproduktion einbrach und die Wirtschaft in eine tiefe Krise 
riss. Die ohnehin zu großzügig bemessene Obergrenze und 
die unerwartete Rezession führten zu einem massiven Über-
angebot an Zertifikaten. Dazu kam, dass bis 2012 auch noch 
zahlreiche Zertifikate aus dem globalen Kyoto-Emissions-
handelssystem, die für dubiose Emissionsminderungspro-
jekte im Ausland ausgestellt wurden, in das EU-ETS einge-
führt werden durften. Schließlich griffen inzwischen auch 
nationale Klimaschutzmaßnahmen (Ausbau erneuerbarer 
Energien, Energieeffizienzmaßnahmen etc.), die in früheren 
Abschätzungen nicht vollumfänglich berücksichtigt worden 
waren. Die Preise rutschten von anfänglich über 20 Euro auf 
den Tiefstand von unter vier Euro im Jahr 2013 und dümpel-
ten bis Ende 2017 weit unter zehn Euro vor sich hin. Die Len-
kungswirkung des EU-ETS existierte damit praktisch nicht 
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mehr. Selbst hocheffiziente moderne Gaskraftwerke muss-
ten stillgelegt werden, während Braunkohlekraftwerke wei-
terliefen. Mehrere Reformanläufe brachten kaum Besse-
rung.

Laut Öko-Institut und Agora Energiewende lagen seit 2009 
die Emissionen der dem EU-ETS unterworfenen Anlagen im 
Durchschnitt um 200 Millionen Tonnen unterhalb der festge-
legten Obergrenze. Zwischen 2008 und 2012 waren zudem 
1,5 Milliarden Zertifikate aus dem Kyoto-System ins EU-ETS 
geflossen. 2017 waren deshalb 1,5 Milliarden mehr Zertifi-
kate am Markt vorhanden, als tatsächlich benötigt wurden.25

Warum führte diese Zertifikateschwemme nicht dazu, 
dass die Preise wie 2007 kollabierten und auf null fielen? 
Anders als in der ersten Handelsperiode durften Emissions-
berechtigungen ab 2008 auch in darauffolgenden Perioden 
verwendet werden. Insofern konnten sich Anlagenbetreiber 
und Spekulanten auf Vorrat mit günstigen Zertifikaten einde-
cken, um sie in Zeiten von höheren Preisen zu verbrauchen 
oder weiterzuverkaufen.

Wer 2015 ein Zertifikat für fünf Euro erworben hat, kann es 
heute für mehr als 25 Euro verkaufen – eine Rendite von 400 
Prozent. Das EU-ETS hat somit nicht nur klimapolitisch fast 
nichts bewirkt, sondern auch noch etliche Marktteilnehmer 
ordentlich bereichert. Hinzu kommt, dass anfänglich fast alle 
Zertifikate kostenlos auf Basis historischer Produktionsmen-
gen verschenkt wurden. Mit dem Argument, man hätte sie 
ansonsten auch verkaufen können, wurden die geschenk-
ten Zertifikate mit vollem Wert in die interne Kostenrechnung 
eingepreist, und Stromkonzerne und Industrieunternehmen 
konnten leistungslose Profite im Umfang von mehreren Mil-
liarden Euro realisieren. Zwar ist die kostenlose Zuteilung für 
Stromkonzerne inzwischen weitestgehend gestoppt wor-
den, bei Industrieunternehmen und der Luftfahrt wird sie 
aber nach wie vor praktiziert.26

Der zwischenzeitliche Preisverfall führte auch dazu, dass 
die Einnahmen aus der Versteigerung der Zertifikate stark 
schrumpften. Derzeit werden etwa 57 Prozent der Zertifikate 
versteigert. Laut Emissionshandelsrichtlinie ist die Hälfte der 
nationalen Versteigerungserlöse für Maßnahmen des Klima-
schutzes zu verwenden. In Deutschland gehen die Einnah-
men sogar vollständig in den Energie- und Klimafonds, der 
Projekte für die Energiewende finanziert (neben Fördermaß-
nahmen gehören dazu in Form der Strompreiskompensation 
auch Ausgleichszahlungen für die Industrie für gestiegene 
Strompreise). Durch die extrem niedrigen Preise mussten 
geplante Maßnahmen zwischenzeitlich gekürzt bzw. mit 
Haushaltsmitteln finanziert werden.

Im Rückblick wird damit klar, dass die beobachteten Ein-
sparungen in den EU-ETS-Sektoren kaum auf das EU-ETS, 
sondern auf Maßnahmen wie den Ausbau erneuerbarer 
Energien (in Deutschland durch das EEG), die Nutzung von 
Kraft-Wärme-Kopplung oder die EU-Ökodesign-Richtlinie 
zurückzuführen sind. 

Ist das EU-ETS noch zu retten?
Vor dem Hintergrund des Pariser Klimaabkommens, das 
neuen Schwung in die CO2-Debatte gebracht hat, wurde 
2018 eine tief greifendere Reform des EU-ETS beschlossen. 
Zum einen wurde der Reduktionspfad, das heißt die Absen-
kung der Obergrenze, leicht verschärft. Zudem wurde be-
schlossen, die 2013 begonnene Überführung von überflüssi-
gen Zertifikaten in die «Marktstabilitätsreserve» zu erhöhen. 
Die wohl wichtigste Maßnahme war jedoch, die Marktsta-

bilitätsreserve ab 2023 nach oben zu begrenzen und dabei 
überschüssige Zertifikate automatisch zu löschen. Das hat 
zur Folge, dass 2023 etwa zwei Milliarden Zertifikate wohl 
vernichtet werden. Außerdem dürfen Mitgliedstaaten bei 
unilateral beschlossenen Maßnahmen – wie einem nationa-
len Kohleausstieg – einseitig Zertifikate in genau definiertem 
Umfang löschen.27 Damit wird verhindert, dass nationale Kli-
maschutzmaßnahmen durch Mehremissionen in anderen 
EU-ETS-Staaten konterkariert werden («Wasserbetteffekt»).

Trotz dieser Verschärfungen ist nicht klar, ob die Obergren-
ze des EU-ETS gegen Ende der 2020er Jahre wirklich eine 
harte Obergrenze werden wird, das heißt nicht mehr über 
den tatsächlichen Emissionen liegt. Dies hängt unter ande-
rem von der konjunkturellen Entwicklung und in den nächs-
ten Jahren beschlossenen politischen Maßnahmen ab. Der 
Preis für Emissionszertifikate ist seit der letzten Reform aber 
deutlich angestiegen und liegt derzeit bei etwa 25 Euro und 
damit wieder auf dem Niveau von 2008. Zwar wird damit in 
gewissem Umfang Kohlestrom durch Strom aus Gaskraft-
werken verdrängt, die Lenkungswirkung ist aber immer 
noch überschaubar und wird durch die kostenlose Zuteilung 
von Zertifikaten in der Industrie zusätzlich gedämpft.

Die Achillesferse des EU-ETS sind die stark schwanken-
den und nicht prognostizierbaren Preise. Für langfristige 
Investitionen in Kraftwerke und Industrieanlagen sowie für 
die Entwicklung neuer Technologien sind kalkulierbare Prei-
se aber eminent wichtig. Daher wird auf das EU-ETS als 
Klimaschutzinstrument auch weiterhin kein Verlass sein. Von 
einer Ausweitung des EU-ETS auf weitere Sektoren muss 
daher dringend abgeraten werden.

Da die Zeit drängt und eine EU-weite CO2-Steuer an der 
dafür erforderlichen Einstimmigkeit scheitern wird, während 
der Emissionshandel mit Mehrheitsentscheidungen ver-
schärft werden kann, sollte für die Sektoren Strom und In-
dustrie an einem reformierten EU-ETS festgehalten werden. 
Um das EU-ETS – zusammen mit anderen EU-Regularien 
wie der Ökodesign-Richtlinie – zu einem echten Klimaschutz
instrument zu machen, sind folgende Reformen notwendig:
– � Die bisher beschlossene Minderung der Obergrenze bis 

2030 reicht nicht aus, um die Ziele des Pariser Abkom-
mens zu erreichen. Im Zuge der anstehenden Revision des 
EU-ETS ist eine drastische Senkung der Obergrenze un-
umgänglich. Außerdem sollten die in der Marktstabilitäts-
reserve enthaltenen Zertifikate vollständig gelöscht wer-
den.

– � Das EU-ETS sollte durch einen Mindestpreis ergänzt wer-
den. Investoren müssten sich so auf dauerhaft hohe Preise 
einstellen und erhielten eine deutlich größere Planungssi-
cherheit.

– � Nationale Minderungsmaßnahmen sollten auf Dauer auch 
jenseits von Kraftwerksstillegungen durch unilaterale Lö-
schung von Emissionszertifikaten flankiert werden kön-
nen, um den Wasserbetteffekt zu vermeiden.

– � Alle Emissionsberechtigungen sollten vollständig verstei-
gert, das heißt die kostenlose Zuteilung gestoppt werden. 
Zum Schutz der Industrie vor «carbon leakage» wird ein 
Grenzsteuerausgleich eingeführt oder alternativ eine Kon-
sumabgabe nach Muster des DIW.28

Da entsprechende Reformen aufgrund des EU-Gesetzge-
bungsprozesses einen Zeitraum von mehreren Jahren bean-
spruchen werden, muss schon vorher auf nationaler Ebene 
gehandelt werden. Einige Staaten erheben inzwischen eine 
ergänzende nationale CO2-Steuer oder erwägen dies. Dabei 
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erwies sich die britische «Klimawandelabgabe» als Mindest-
preis von derzeit 18 Pfund (20,60 Euro) als klimapolitisch sehr 
erfolgreich: Seit ihrer Einführung im Jahr 2013 sank der Anteil 
des Kohlestroms bis 2017 von 41 auf unter 8 Prozent. Auch 
die Niederlande führten einen nationalen Steuerzuschlag für 
Kohlekraftwerke ein und planen, ihn zu einem Mindestpreis 
auszubauen. Ähnliche Überlegungen gibt es in Frankreich.29

Entsprechend sollte Deutschland gemeinsam mit den 
Staaten, die ihre Bereitschaft dazu erklärt haben (wie Frank-
reich, Dänemark und die Niederlande), kurzfristig in Form 
einer Steuer einen das EU-ETS ergänzenden Mindestpreis 
einführen.30 Die im EU-ETS entrichteten Preise würden da-
bei auf den nationalen Steuersatz angerechnet. Ein solcher 
Mindestpreis könnte bei 30 bis 40 Euro pro Tonne CO2 liegen 
und sollte im Lauf der Zeit ansteigen.

FAZIT: EIN CO2-PREIS VON NULL IST AUCH 
KEINE LÖSUNG
In den letzten Monaten sind viele Meinungsartikel, die einer 
CO2-Steuer-kritisch gegenüberstehen, von Autor*innen links 
der Mitte erschienen. Etliche (Thomas Fricke im Spiegel, 
Franz Garnreiter vom ISW, Tom Krebs in Zeit Online etc.) sind 
nach anfänglicher geballter Kritik umgeschwenkt und lassen 
durchblicken, dass sie eine sozialverträgliche CO2-Steuer so-
gar begrüßen.31 Heiner Flassbeck hat in Makroskop aus der 
anfangs kritisierten «putzigen Idee für einen Preis für CO2» 
sogar ein Loblied auf die Preissteuerung gemacht, natürlich 
gekoppelt an eine drastisch veränderte Umverteilungspoli-
tik.32 Jens Berger in den Nachdenkseiten hält eine CO2-Steu-
er nur im Rahmen eines Gesamtkonzepts für sinnvoll und 
nachdem vorher das Ruder bei der Einkommensverteilung 
herumgerissen wurde.33 

Allerdings bleiben einige Autor*innen bei einer grundsätz-
lichen Ablehnung. Winfried Wolf plädiert in der UZ dafür, 
Wachstumszwang und Profitmaximierung zu überwinden, 
schlägt in den Nachdenkseiten jedoch auch einen Mix an 
ordnungspolitischen Maßnahmen vor, die noch rechtzeitig 
vor dem Klimakollaps Aussicht auf Verwirklichung haben.34 
Andreas Nölke lehnt in Makroskop die Steuer mit Verweis 
auf die Geldwestenbewegung ab.35 In den Blättern für deut-
sche und internationale Politik stören sich Inken Behrmann 
und Katrin Beushausen an den niedrigen diskutierten Steuer-
sätzen und daran, dass die Steuer den Blick von viel wirksa-
meren Maßnahmen ablenke.36 Kathrin Hartmann im Freitag 
wiederum nimmt das «Marktinstrument» CO2-Steuer für alle 
möglichen Folgen des Versagens des Marktes wie hohe Un-
gleichheit, Konzernmacht und verkürzte technologische Lö-
sungen in Haftung.37 

In all den Argumenten gegen die CO2-Steuer steckt viel 
Wahrheit. Doch Klimaschutz ist eben kein Nebenwider-
spruch, sondern ein drängendes Jahrhundertprojekt, das 
nicht erst nach der Überwindung des Kapitalismus in Angriff 
genommen werden kann.

Eine CO2-Steuer oder -Abgabe darf allenfalls flankierenden 
Charakter in einem Mix von Klimaschutzmaßnahmen haben. 
Es ist klar, dass Preissteuerung von vielen Ökonomen über-
schätzt wird und Verbrauchsteuern regressiv wirken, aber 
Letzteres kann durch einen Öko-Bonus korrigiert und durch 
ein Mobilitätsgeld, Härtefallregeln und andere Maßnahmen 
ausbalanciert werden. Gleichwohl stellt sich die Frage: Wenn 
die Steuer lediglich flankierenden Charakter hat und Ge- und 
Verbote bzw. Förderprogramme und der Ausbau neuer Ener-

gieinfrastrukturen viel zentraler sind – ist sie dann nicht ganz 
entbehrlich?

Auch wenn die meisten Menschen nicht jede ihrer Hand-
lung genau durchkalkulieren – bei Kaufentscheidungen spie-
len Preise eine wichtige Rolle. Aus ökologischer Sicht ist das 
Preissystem, das im Zentrum wirtschaftlicher Aktivitäten 
steht, systematisch verzerrt. Obwohl schon jetzt immense 
Schäden aus der Emission von Treibhausgasen zu verzeich-
nen sind, die in Zukunft noch enorm anwachsen werden, 
sind diese Schäden in den Sektoren Wärme, Verkehr und 
Landwirtschaft nicht und in den Sektoren Strom und Indus-
trie nur ansatzweise über das EU-ETS in den Preisen erfasst. 
Wird diese Schieflage nicht beseitigt, hat jedes klimaschäd-
liche Produkt einen unfairem Vorteil gegenüber einem kli-
mafreundlichen. 

Eine grundsätzlich sinnvolle Maßnahme wie ein Verbot 
von Verbrennungsmotoren für Neufahrzeuge zwingt al-
le Neuwagenkäufer*innen danach abrupt zum Kauf teure-
rer Modelle. Zugleich würden ohne Verteuerung von Kraft-
stoffen vor diesem Zeitpunkt alle möglichen Investitionen in 
spritsparende Autos hinausgeschoben bzw. würde ein mas-
senhafter Abverkauf von Diesel- und Benzin-Pkws kurz vor 
dem Verbotsdatum drohen (ähnlich wie bei der Glühbirne). 
Eine flankierende CO2-Steuer wirkt dagegen graduell und 
stetig.

Es ist zudem unwahrscheinlich, dass eine Politik allein mit 
ordnungsrechtlichen Maßnahmen so vorausschauend sein 
wird, dass keine Lücken, Ungereimtheiten und Ungerech-
tigkeiten auftreten. Die Gefahr, dass Gesetzeslücken aus-
genutzt oder Fehlanreize gesetzt werden, wird durch einen 
CO2-Preis als Haltelinie zwar nicht gebannt, aber abgemil-
dert.

Dazu kommt, dass niemand genau weiß, welche Tech-
nologie in zehn oder zwanzig Jahren welchen Beitrag zum 
Klimaschutz bringen kann. Der Staat kommt zwar nicht da-
rum herum, mit Infrastrukturentscheidungen, Förderins
trumenten und konkreten Vorgaben eine Richtung vorzuge-
ben. Dies ist aber schwierig, weil er alle möglichen Felder im 
Blick behalten muss und weil beim Versuch, das Tempo zu 
bestimmen, die Industrie, die viele Technologien letztlich bis 
zur Marktreife entwickeln muss, gegenüber dem Staat einen 
Informationsvorsprung besitzt. Die CO2-Steuer als technolo-
gieoffenes Instrument wirkt jedoch unmittelbar und univer-
sell.

Soll die CO2-Steuer Ungleichheiten nicht weiter ver-
tiefen – oder wenn möglich sogar verringern – braucht es 
einen sozialen Ausgleich. Doch was die Belastung der 
Verbraucher*innen betrifft, kann eine Parallele etwa zum 
gesetzlichen Mindestlohn gezogen werden. Dieser ist auch 
nicht falsch, obwohl er Haarschnitte, Blumen zum Mutter-
tag, Grillwürste zum Vatertag und andere Dinge des All-
tagsbedarfs verteuert. Und er soll aus guten Gründen 
noch auf zwölf Euro angehoben werden, obwohl das etwa 
Rentner*innen und Studierende, beides Personengruppen 
mit tendenziell wenig Geld in der Haushaltskasse, finanzi-
ell belasten würde. Es gibt aus der gesellschaftlichen Lin-
ken auch keine Forderung nach Abschaffung der Tabak-
steuer, obwohl diese eine regressive Verbrauchsteuer mit 
erheblichem Aufkommen ist (14 Milliarden Euro in 2018), 
weil Tabakkonsum erwiesenermaßen für Raucher*innen 
und Passivraucher*innen schädlich ist. Ähnlich wie bei der 
weithin akzeptierten Tabaksteuer, bei der nur noch über die 
Höhe der Steuer gestritten wird, dürfte auch bei einer CO2-
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Steuer nach einigen Jahren nur noch über die Höhe und die 
konkrete Ausgestaltung und nicht mehr über die Steuer an 
sich diskutiert werden. Denn: Die Rückverteilung der Einnah-
men («Öko-Bonus») kann aus einer regressiv wirkenden Ver-
brauchsteuer, die ärmere Haushalte überproportional belas-
tet, eine progressiv wirkende Maßnahme machen. Bei einer 
hohen Rückverteilungsquote werden ärmere Haushalte so-
gar umso besser gestellt, je höher der Abgabensatz ist. Dar-
auf müsste die Linke drängen.

Was Fördermaßnahmen, öffentliche Klimaschutzinvestiti-
onen und soziale Begleitmaßnahmen betrifft, ist klar, dass 
das Geld dafür nicht vom Himmel fällt. Es liegt nahe, zu-
mindest einen Teil dieses Geldes bei den Verursachern zu 
holen. Die CO2-Abgabe in der Schweiz, wo zwei Drittel der 
Einnahmen pro Kopf rückerstattet werden und ein Drittel für 
Fördermaßnahmen verwendet wird, ist dafür ein Beispiel. 
Kritiker*innen der CO2-Steuer verschweigen dagegen, wo-
her sie das Geld für umfangreiche Klimaschutzprogramme 
nehmen wollen. Ausschließlich Strom- und Industriekonzer-
ne als Verursacher zu belasten wird nicht funktionieren, da 
sie ihre Produkte nicht für sich selbst herstellen und die ihnen 
auferlegten Kosten in großem Umfang auf ihre Produktprei-
se und damit auf die Konsument*innen abwälzen werden. 
Und ein ganz erheblicher CO2-Ausstoß geht eben nicht auf 
Konzerne zurück, sondern auf private Haushalte in Form von 
Verkehr und Wärme. 

Der Ruf nach einer Vermögensteuer, einer höheren Erb-
schaftsteuer oder einer anderen Reichensteuer für mehr Kli-
maschutz ist sinnvoll, solange die entsprechenden Einnah-
men nicht bei der nächstbesten Gelegenheit schon wieder 
anders verplant werden. Da ein Großteil der das Klima be-
drohenden Treibhausgase bereits im letzten Jahrhundert 
in die Luft geblasen wurde, wird es ohnehin erforderlich 
sein, dass bei der zusehends notwendigen internationalen 
Schadensbegrenzung und -kompensation in Form von Rei-
chensteuern auf die auf Kosten des Klimas errichtete Ver-
mögenssubstanz zurückgegriffen wird. Zudem sind die 
Durchsetzung ordnungsrechtlicher Maßnahmen mit konse-
quenten Grenzwerten für Abgas- und PS-Begrenzung sowie 
eine Ressourcenbilanz vollständiger Produktzyklen (Elek-
tromobilität!) unverzichtbar. Ordnungsrecht ist in diesem 
Zusammenhang nicht im Sinne von Verboten, sondern als 
Freiheitsgewinn für alle zu begreifen – als Möglichkeit, die 
dazu beiträgt, überhaupt die Lebensgrundlagen für alle zu 
erhalten.

Grundsätzlich ist auch klar, dass die ernsthaft diskutier-
ten CO2-Steuersätze mit ihrem Niveau noch weit unter den 
langfristig verursachten Kosten liegen (auch wenn sich die 
wahren Schadenskosten für Treibhausgasemissionen nicht 
beziffern lassen). Die Rückerstattung erheblicher Teile der 
Steuereinnahmen an die deutsche Bevölkerung, die auch 
der Akzeptanz und der Sicherung politischer Mehrheiten ge-
schuldet ist, wird schon deswegen eine weitere Diskussion 
um Schadenskompensationen erzwingen, weil Treibhaus
gasemissionen nicht an den deutschen Staatsgrenzen halt-
machen und ihr Unheil auch in anderen Teilen der Welt und 
in ferner Zukunft anrichten werden. Die Diskussionen um die 
sozialen Folgen der CO2-Bepreisung drehen sich fast aus-
schließlich um in Deutschland lebende Pendler*innen, mit 
Öl Heizende und generell Frustrierte. Die damit verbunde-
nen Sorgen sind auch gerechtfertigt. Das Befremdliche da-
bei ist, dass die soziale Frage allein auf die nationale Ebene 
beschränkt wird. Wie kaum ein anderes Problem ist der Kli-

mawandel aber ein globales Problem. Diejenigen, welche die 
Folgen der Erderwärmung ausbaden müssen, werden zu 99 
Prozent nicht in Deutschland wohnen, viele von ihnen wer-
den weder Auto noch Heizung besitzen, sondern in extremer 
Armut leben und in zunehmendem Maß mit Überschwem-
mungen, Dürren, Stürmen und anderen Bedrohungen ihrer 
Lebensgrundlagen konfrontiert werden. Bei der Frage, wie 
diesen Menschen geholfen werden kann, gibt es erschre-
ckende Leerstellen – nicht jedoch bei der Frage, ob eine CO2-
Steuer hierzulande sozialverträglich ausgestaltet werden 
kann.
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